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Abstract: Der konsequente Aufbau dienstebasierter Architekturen hat sich im öf-
fentlichen Sektor bisher in der Fläche nicht durchgesetzt. Gründe hierfür liegen in 
oftmals unterschiedlichen Sichtweisen und korrespondierenden Bedarfslagen von 
IT- und Prozessverantwortlichen einerseits und immer noch vorwiegend stellenbe-
zogen und juristisch geprägten Verfahrens- und Entscheidungsverantwortlichen 
andererseits. Aspekte, wie befürchtete Widerstände bei möglichen aufbau- oder ab-
lauforganisatorischen Konsequenzen sowie die Sorge vor nicht kalkulierbaren In-
vestitionen verstärken diesen Dissens. Anbieter öffentlicher Dienstleistungen sind 
mit Blick auf die EU-Dienstleistungsrichtlinie jedoch gefordert, ihre Produkt- und 
Prozessorganisation bis Ende 2009 neu auszurichten. Wesentliche Kernanforde-
rungen sind die Einrichtung Einheitlicher Ansprechpartner für Unternehmen und 
die elektronische Verfahrensabwicklung von Formalitäten und Verfahren zur Auf-
nahme und Ausübung einer Dienstleistungstätigkeit. Dies hat unmittelbare Aus-
wirkungen auf die Ausgestaltung der zugrunde liegenden Informationssysteme und 
der IT-Infrastruktur. Der Beitrag stellt den Ansatz eines Integrierten Produkt- und 
Prozessmodells für dienstebasierte Anwendungen und Architekturen vor und zeigt, 
wie dieser zur Umsetzung der EU-Dienstleistungsrichtlinie eingesetzt werden kann. 

1 Einleitung 

Dienstebasierte Informationssysteme sollen die Anpassung von IT-Systemlandschaften 
an sich ändernde Anforderungen kostengünstig, zeitnah und flexibel, durch die wei-
testgehende Entkopplung von betriebswirtschaftlichen und technischen Aspekten, er-
möglichen. Für den öffentlichen Sektor stellt die EU-Dienstleistungsrichtlinie, kurz EU-
DLR, eine solche geänderte Anforderung dar.  
 



Die EU-Dienstleistungsrichtlinie [EU06a] fordert die Mitgliedsstaaten auf, bis Ende 2009 
den freien Dienstleistungsverkehr innerhalb der Gemeinschaft deutlich zu vereinfachen 
und zu erleichtern Den Kern der Zielsetzung bildet die Verwaltungsvereinfachung zu-
gunsten von Unternehmen. Die EU-DLR ordnet sich damit in den Gesamtkontext einer 
eGovernment-Strategie innerhalb der EU, bezogen auf die Zielgruppe Unternehmen ein. 
 
Electronic Government, kurz eGovernment, wird allgemein als die Abwicklung ge-
schäftlicher Prozesse im Zusammenhang mit Regieren und Verwalten mit Hilfe von 
Informations- und Kommunikationstechniken über elektronische Medien verstanden 
[LR00]. E-Government steht aus Sicht der Europäischen Kommission vor einem ent-
scheidenden Wendepunkt. Weitere wesentliche Fortschritte sind danach nur noch dann 
möglich, wenn bestimmte grundlegende Voraussetzungen geschaffen werden. Vor die-
sem Hintergrund hat die EU-Kommission im Frühjahr 2006 den „E-Government-
Aktionsplan im Rahmen der i2010-Initiative zum europaweiten Zugang zu elektroni-
schen Behördendiensten für den Zeitraum bis 2010 aufgestellt [EU06b]. Im Rahmen der 
Schaffung der Voraussetzungen zur Umsetzung des E-Government-Aktionsplanes der 
EU kommt der EU-DLR eine besondere Bedeutung zu, indem diese insbesondere Forde-
rungen zur elektronischen Verfahrensabwicklung beinhaltet. 
 
Zur Umsetzung der EU-DLR werden Konzepte und Architekturen benötigt, durch wel-
che die Ziele der Richtlinie erreicht werden können. Integrierte Produkt- und Prozess-
modelle sind hierzu eine notwendige Voraussetzung, um die IT-systemtechnische Archi-
tektur auf die neuen Anforderungen hin ausrichten. Durch die modellbasierte Modulari-
sierung von Prozesse und Systeme, der Bereitstellung von Diensten sowie deren Ver-
knüpfung, können diese flexibel ausgestaltet und eingesetzt werden. 

EU‐Dienstleistungs‐
richtlinie

Dienstebasierte 
Anwendungen und 

Architekturen

Integriertes 
Produkt‐ und Prozessmodell

 
Abbildung 1: Integriertes Produkt- und Prozessmodell als Bindeglied zw. DLR und SOA 
 
Der Beitrag ist wie folgt aufgebaut: Im zweiten Abschnitt werden die wesentlichen An-
forderungen der EU-Dienstleistungsrichtlinie zur Verwaltungsvereinfachung beschrieben. 
Anschließend werden Eigenschaften von dienstebasierten Anwendungen und Architek-



turen herausgestellt. Im vierten Abschnitt wird auf dieser Basis der Ansatz eines Integ-
rierten Produkt- und Prozessmodells zur Umsetzung der EU-Dienstleistungsrichtlinie 
vorgestellt. Die Arbeit schließt mit einer Zusammenfassung und einem Ausblick. 

2 EU-Dienstleistungsrichtlinie 

Die EU-Dienstleistungsrichtlinie fordert die Mitgliedsstaaten auf, die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft zu setzen, die notwendig sind, um den 
Zielsetzungen der Richtlinie bis Ende 2009 nachzukommen. Durch die Richtlinie soll 
der freie Dienstleistungsverkehr innerhalb der Gemeinschaft deutlich vereinfacht und 
erleichtert werden. Den Kern der Zielsetzungen bildet die Verwaltungsvereinfachung 
zugunsten von Unternehmen (Kapitel 2 der Richtlinie). Die Mitgliedsstaaten sind danach 
aufgefordert: 

• die geltenden Verfahren und Formalitäten zur Aufnahme und Ausübung einer 
Dienstleistungstätigkeit auf ihre Einfachheit hin zu überprüfen und ggf. zu ver-
einfachen (Art. 5 - Verwaltungsvereinfachung), 

• einheitliche Ansprechpartner einzurichten, über welche die Dienstleistungs-
erbringer alle Verfahren und Formalitäten im Rahmen ihrer Dienstleistungstä-
tigkeit abwickeln können (Art. 6 - einheitlicher Ansprechpartner), 

• sicher zu stellen, dass alle Verfahren und Formalitäten problemlos aus der Fer-
ne und elektronisch über den einheitlichen Ansprechpartner oder bei der zu-
ständigen Behörde abgewickelt werden können (Art.8 - elektronische Verfah-
rensabwicklung). 

Neben Bundes- und Landesbehörden entfallen die Verfahrens- und Entscheidungszu-
ständigkeiten in Deutschland insbesondere auf die Städte und Gemeinden [BM06, S. 15]. 
Diese sind folglich im besonderen Maße gefordert, ihre Strukturen und Abläufe auf die 
EU-Dienstleistungsrichtlinie auszurichten. Dabei stehen sich die Anforderungen der 
Unternehmen einerseits und die Konsequenzen für die öffentlichen Verwaltungen ande-
rerseits gegenüber [HKN08, S. 355]. 

3 Dienstebasierte Anwendungen und Architekturen 

Dienste bzw. Services bilden die Basis für die dynamischen Interaktionen innerhalb von 
Serviceorientierten Architekturen (SOA). Hinter einem Dienst können dabei entweder 
ein komplexer Geschäftsprozess, ein kleiner Teilprozess oder ein Verarbeitungsschritt 
stehen. Geschäftsprozesse entstehen dabei über Komponenten hinweg durch eine Or-
chestrierung der Dienste und Services.  
 
SOA ist eine bausteinbasiertes Architektur, wobei jeder einzelne Baustein eine klar um-
rissene fachliche Aufgabe ausführt. Charakterisiert sind dienstebasierte Anwendungen 
und Architekturen durch 

• eine produkt- und plattformunabhängige Architektur,  
• lose Kopplung der einzelnen Bausteine und  
• Wiederverwendbarkeit der technischen Dienste. 



SOA reduziert durch die Aufteilung der Dienste die Komplexität [HEH08], was beson-
ders für mehrstufige Verwaltungsverfahren Potentiale bietet. Im öffentlichen Sektor sind 
Methodiken, nach denen derartige Anwendungsarchitekturen entwickelt werden können, 
noch nicht etabliert. 

4 Integriertes Produkt- und Prozessmodell  

Die effektive Bereitstellung unternehmensbezogener öffentlicher Dienstleistungen erfor-
dert eine Verknüpfung betriebswirtschaftlicher Aspekte, der zur Verfahrensabwicklung 
eingesetzten Geschäftsprozesse und der technischen Dienste. Dies bedingt eine korres-
pondierende Produkt- und Prozessarchitektur mit darauf ausgerichteten Anwendungssys-
temen und IT-Infrastruktur. Die Abbildung 2 stellt die Komponenten eines Integrierten 
Produkt- und Prozessmodells dar: 
 

Prozessstrukturmodelle
korrespondierend

Produktstrukturplan
unternehmensbezogen 

Portalkomponente
Unternehmensbezogene 

Dienstleistungen

Dienstebasierte Architektur
Anwendungen und Services

 
Abbildung 2: Komponenten Integriertes Produkt- und Prozessmodell 

 
 
Die Umsetzung der EU-Dienstleistungsrichtlinie erfordert, dass die unternehmensbezo-
genen Dienstleistungen elektronisch verfügbar gemacht werden und auch „aus der Fer-
ne“ in Anspruch genommen werden können. Das entwickelte Integrierte Produkt- und 
Prozessmodell stellt im Frontoffice über eine Portalkomponente die Unternehmens-
dienstleitungen so bereit, dass individuelle am Bedarf ausgerichtete Servicepakete durch 
die Unternehmen zusammengestellt werden können. Der Produktstrukturplan umfasst 
alle unternehmensbezogenen Verwaltungsleistungen und bildet so die Basis für das 
Portalangebot. Hinter dem Produktstrukturplan liegen jeweils korrespondierende Pro-
zessmodelle [SNZ95]. 



 
Die dienstebasierte Architektur bildet die Basis für die Bereitstellung des Portalangebo-
tes sowie der (Teil-)Automatisierung der Prozesse. Ein wesentliches Ziel eines integrier-
ten Produkt- und Prozessmodells ist die Wiederverwendbarkeit von Prozessbausteinen 
und Softwarekomponenten [MVA05]. Hieraus resultieren eine kompaktere IT-Architek-
tur, flexiblere Anpassungen bei Prozessänderungen und damit kürzere und kostengünsti-
gere Implementierungszeiten. 

5 Zusammenfassung und Ausblick 

Mit Blick auf die EU-Dienstleistungsrichtlinie sollen Unternehmen auch „aus der Ferne“ 
die zur Dienstleistungsaufnahme und -ausübung notwendigen Formalitäten und Verfah-
ren abwickeln können. Zur Umsetzung der EU-DLR werden daher Konzepte benötigt, 
durch welche die Ziele der Richtlinie erreicht werden können. Das dargestellte Integrier-
te Produkt- und Prozessmodell zeigt dazu einen möglichen Ansatz, die IT-systemtech-
nische Architektur auf die neuen Anforderungen hin ausrichten. Durch die modellbasier-
te Modularisierung von Prozesse und Systeme, der Bereitstellung von widerverwendba-
ren Diensten sowie deren Verknüpfung, können diese flexibel ausgestaltet und eingesetzt 
werden. 
 
Das Integrierte Produkt- und Prozessmodell wird derzeit im Rahmen eines Projektes zur 
Umsetzung der EU-Dienstleistungsrichtlinie für den Anwendungsfall einer deutschen 
Großstadt aufgebaut. 
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